
 

  

S 12 AS 2637/20 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Karlsruhe
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 12.
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zum Begriff des Getrenntlebens von

Ehegatten bei der
Einkommensanrechnung im Recht der
Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII)

Leitsätze Das Gericht muss bei der Würdigung der
aktenkundigen und öffentlich
zugänglichen Erkenntnisse überdies
einfließen lassen, dass der Nachweis
einer gefestigten, rechtsfeindlichen
„reichsbürgerlichen“ Gesinnung
regelmäßig Zweifel an der Bereitschaft
rechtfertigt, in gesetzlich geregelten
Verfahren an der behördlichen
Sachverhaltsaufklärung mitzuwirken und
hierbei umfassende und zutreffende
Angaben zu machen.
Die (Welt-)Anschauungen der meisten
Organisationen der „Reichsbürger“ und
„Selbstverwalter“ sind logisch kaum
nachvollziehbar, sie bilden sich meist in
wirren bis skurrilen Theorien ab, welche
ein mangelndes Verständnis des
Rechtsstaates sowie eine grundsätzliche
Bereitschaft, geltende Gesetze
nichtanzuerkennen, zeigen.
„Extremnews“ verbreitet zahlreiche
Verschwörungstheorien und Fake News.

Normenkette § 86b Abs. 2 Satz 2 SGG, § 136 Abs. 3
SGG, § 193 SGG;
§ 66 SGB I
§ 45 SGB X,
§ 7 Abs. 1 SGB II, § 11 Abs. 1 SGB II

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 AS 2637/20 ER
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Datum 13.02.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

1.

Der Antragsteller begehrt im Wege des Verfahrens des einstweiligen
Rechtsschutzes die auÃ�ergerichtlich abgelehnte GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld
2 ab 08.09.2020.

Der 1978 geborene Antragsteller bewohnt eine von seiner Mutter angemietete Drei-
Zimmer-Wohnung in der W.StraÃ�e 4 in K., zahlt hierfÃ¼r einem Mietzins in HÃ¶he
von 390,- EUR sowie einer Nebenkostenpauschale in HÃ¶he von 165,- EUR
monatlich und ersucht seit 2016 durchschnittlich fÃ¼nf Mal jÃ¤hrlich das
Sozialgericht Karlsruhe um Rechtsschutz, zumeist erfolglos.

Laut Arbeitsvertrag vom 03.12.2018 ist er im Homeoffice im Rahmen einer
geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung im Umfang von 2,5 Wochenstunden als Online-
Journalist der Firma A. m. GmbH Co. KG. (im Folgenden A.) beschÃ¤ftigt und erhÃ¤lt
ausweislich ihrer Entgeltbescheinigungen und -meldungen einen Monatslohn von
nur 100,- EUR. Infolgedessen bezieht der Antragsteller laufend von dem
Antragsgegner ergÃ¤nzende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ohne leistungsmindernde Anrechnung
irgendeines Einkommens oder VermÃ¶gens.

Mit Bescheid vom 24.07.2019 bewilligte der Antragsgegner dem Antragsteller
Arbeitslosengeld II fÃ¼r die Zeit vom 01.09.2019 bis 31.08.2020 in HÃ¶he von
957,75 EUR monatlich und Ã¼berwies die bewilligten Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung antragsgemÃ¤Ã� auf das Bankkonto seiner Mutter.

Mit Schreiben vom 07.10.2019 hÃ¶rte der Antragsgegner den Antragsteller zu einer
mÃ¶glichen Aufhebung der Leistungen fÃ¼r die Zeit ab 01.11.2019 nach Â§ 45
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) an und gab ihm Gelegenheit, bis zum
25.10.2019 hierzu Stellung zu nehmen. Ausweislich seiner KontoauszÃ¼ge habe der
Antragsteller zumindest in den Monaten Juni bis September 2019 kurze Zeit nach
Eingang der vom Antragsgegner ausgezahlten Leistungen den erhaltenen
Leistungsbetrag auf ein Konto der W. Bank AG seiner Vermieterin Ã¼berwiesen. Als
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Verwendungszweck sei angegeben â��RÃ¼ckzahlung K.â�� Der Antragsteller
werde aufgefordert, darzulegen, aus welchen GrÃ¼nden diese Ã�berweisungen
erfolgten und geeignete Nachweise vorzulegen. Der Antragsteller werde auÃ�erdem
aufgefordert, mitzuteilen, ob er Ã¼ber eine Kontovollmacht fÃ¼r dieses Konto
verfÃ¼ge. Falls ja, werde um die Vorlage lÃ¼ckenloser KontoauszÃ¼ge fÃ¼r das
Jahr 2019 gebeten. Er werde auÃ�erdem um Mitteilung gebeten, welche weitere
Person Ã¼ber eine Kontovollmacht verfÃ¼ge.

Der Antragsteller nahm hierzu am 24.10.2019 Stellung: Von seinem Konto kÃ¶nne
er kostenfrei nur von Geldautomaten Geld abheben, die mindestens 10 km von
seinem Wohnort entfernt seien. Durch die Ã�berweisung kÃ¶nne er diese
GebÃ¼hren vermeiden. Weiterhin helfe ihm sein Bruder bei seinen EinkÃ¤ufen und
gebe ihm das Ã¼brige Geld bar zurÃ¼ck. Dies sei in der Betreffzeile mit
â��RÃ¼ckzahlungâ�� gekennzeichnet. Das Geld Ã¼berweise er allerdings auf
ausdrÃ¼cklichen Wunsch seines Bruders auf das Konto seiner Eltern, die den
Betrag ihrerseits mit seinem Bruder verrechneten. Zu dem Konto der W. Bank AG
hÃ¤tten seines Wissens nur seine Eltern Zugang. Er verfÃ¼ge lediglich Ã¼ber das
Erwerbseinkommen bei der A..

Mit Bescheid vom 28.10.2019 nahm der Antragsgegner den Bescheid vom
24.07.2019 Ã¼ber die Bewilligung von Leistungen nach Â§ 45 Abs. 1 SGB X fÃ¼r
die Zeit ab 01.11.2019 zurÃ¼ck. Die Angaben des Antragstellers seien weder
schlÃ¼ssig noch glaubhaft, eher lebensfremd. Nicht nachvollziehbar sei es, wenn
der Antragsteller Sozialleistungen auf ein Konto Ã¼berweise, zu dem er keine
Kontovollmacht besitze. Zum anderen sei nicht schlÃ¼ssig, dass sein Bruder ihn bei
EinkÃ¤ufen unterstÃ¼tze und das â��Ã¼brige Geldâ�� in bar Ã¼bergebe. Er habe
nÃ¤mlich ebenfalls keine Kontovollmacht. Es sei fraglich, weshalb er nicht ein Konto
bei einer ortsansÃ¤ssigen Bankfiliale habe. Der Antragsteller entziehe mit seiner
Weigerung, KontoauszÃ¼ge von dem Konto der W. AG vorzulegen, dem
Antragsgegner die MÃ¶glichkeit der Ermittlung, Feststellung und PrÃ¼fung seiner
tatsÃ¤chlichen Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse. Dieser trage die
materielle Beweislast fÃ¼r das Vorliegen seiner HilfebedÃ¼rftigkeit.

Hiergegen legte der Antragsteller am 05.11.2019 Widerspruch beim Antragsgegner
ein und beantragte zugleich beim Sozialgericht Karlsruhe den Erlass einer
einstweiligen Anordnung (S 18 AS 3600/19 ER). Das Gericht ordnete mit Beschluss
vom 11.11.2019 die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid
vom 28.10.2019 an. Es lÃ¤gen deutliche Hinweise fÃ¼r eine Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes vor. Da der Antragsgegner sich auf keine Ã�nderung der
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse berufe, kÃ¤me allein eine Aufhebung nach Â§ 45 Abs.
1 SGB X in Betracht. Entgegen der Auffassung des Antragsgegners trage er fÃ¼r
das Vorliegen der Rechtswidrigkeit des aufgehobenen Bewilligungsbescheides
selbst die Beweislast, da er die Leistungen bereits zuvor rechtsverbindlich bewilligt
hatte. Der Antragsgegner habe aber nicht dargelegt, dass der Antragsteller Ã¼ber
Einkommen oder VermÃ¶gen verfÃ¼ge oder von anderen derart unterstÃ¼tzt
werde, dass er nicht hilfebedÃ¼rftig sei. Vielmehr habe der Antragsgegner
ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt, ihm sei eine Feststellung der tatsÃ¤chlichen
Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse nicht mÃ¶glich. Die KlÃ¤rung, ob der
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Antragsteller tatsÃ¤chlich Ã¼ber weitere Einkommens- oder VermÃ¶gensquellen
verfÃ¼gt oder anderweitig von Dritten unterstÃ¼tzt wird, bleibe daher dem
Hauptsacheverfahren vorbehalten.

Der Antragsgegner hat diesen Gerichtsbeschluss mit Bescheid vom 19.11.2019 in
der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 25.11.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.11.2019 ausgefÃ¼hrt, dem Widerspruch vom
05.11.2019 gegen den Bescheid vom 28.10.2019 mit Bescheid vom 19.12.2019
abgeholfen und mit Ã�nderungsbescheid vom 19.12.2019 Arbeitslosengeld 2 bis
31.08.2020 in HÃ¶he von monatlich sogar 965,94 EUR bewilligt.

Einen Weiterbewilligungsantrag fÃ¼r die Zeit ab dem 01.09.2020 reichte der
Antragsteller am 02.07.2020 ein. Mit Schreiben vom 28.07.2020 forderte der
Antragsgegner den Antragsteller auf, im Rahmen der PrÃ¼fung seiner
HilfebedÃ¼rftigkeit weitere ErklÃ¤rungen abzugeben. Nach Durchsicht und
PrÃ¼fung der Unterlagen falle auf, dass er weiterhin die erhaltenen Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II und den Lohn der A. wenige
Tage nach der Gutschrift auf das Konto seiner Mutter bei der W. Bank AG
Ã¼berweise. Der Antragsteller mÃ¶ge bitte schlÃ¼ssig und nachvollziehbar
darlegen, aus welchen GrÃ¼nden die Ã�berweisungen erfolgen und geeignete
Unterlagen/Nachweise hierzu einreichen. Da der Antragsteller â�� nach den
vorliegenden Unterlagen â�� Ã¼ber keine weiteren Einnahmen oder VermÃ¶gen
neben dem Einkommen aus der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung und den
Leistungen nach dem SGB II verfÃ¼ge, werde um schlÃ¼ssige und
nachvollziehbare Darlegung gebeten, wie, wovon und auf welche Art und Weise er
seinen Lebensunterhalt ohne Zugriff auf die weitergeleiteten Gelder bestreite. Er
mÃ¼sse auÃ�erdem mitteilen, ob er Ã¼ber eine Kontovollmacht fÃ¼r das Konto
seiner Mutter verfÃ¼ge. Falls ja, werde um die Vorlage lÃ¼ckenloser
KontoauszÃ¼ge fÃ¼r die letzten drei Monate gebeten. Er werde auÃ�erdem zur
Mitteilung aufgefordert, welche weitere Person Ã¼ber eine Kontovollmacht
verfÃ¼ge.

Der Antragsteller verwies mit Schreiben vom 13.08.2020 auf seine Aussagen in
seinen Antwortschreiben auf Ã¤hnlich lautende Anfragen vom 01.09.2016,
22.10.2019 sowie die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in dessen Entscheidung
vom 11.11.2019. ErgÃ¤nzend legte er neben einer allgemeinÃ¤rztlichen
Bescheinigung seiner WegeunfÃ¤higkeit vom 31.07.2020 zwei Stellungnahmen
seines Bruders vom 13.08.2020 und 31.08.2020 vor. In der ersten bestÃ¤tigte sein
Bruder schriftlich, dem Antragsteller bei EinkÃ¤ufen zu helfen: Auf seinen Wunsch
hin Ã¼berweise der Antragsteller jeden Monat das Geld vom Jobcenter und seinen
Arbeitslohn auf das Konto ihrer Mutter. Nach Geldeingang werde er von seiner
Mutter informiert und erledige daraufhin EinkÃ¤ufe fÃ¼r seinen Bruder. Das
Restguthaben Ã¼bergebe er dem Antragsteller in bar. Der Antragsteller erhalte von
ihm keine, Ã¼ber sein Ã¼berwiesenes Guthaben hinausgehenden Gelder. Es finde
kein gemeinsames Wirtschaften aus einem Topf statt. In der Stellungnahme vom
31.08.2020 fÃ¼gte der Bruder seinem bÃ¼rgerlichen Namen sowohl im FlieÃ�text
als auch bei der Unterschrift das Copyright-Symbol (â��Â©â��) als Namenszusatz
an und ergÃ¤nzte unmittelbar unterhalb der â��Unterschriftâ�� ein nicht
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allgemeingebrÃ¤uchliches bzw. unverstÃ¤ndliches KÃ¼rzel (â��a.R.d.Pâ��). In ihr
gab der Bruder an, in Vollzeit bei der P. AG in W. zu arbeiten. Er halte sich in dieser
Zeit in seinem Haus in der W. Str. 6 in [â�¦] K. auf und sei an den Wochenenden an
seinem Hauptwohnsitz in M..

Der Antragsteller lehnte den Weiterbewilligungsantrag vom 02.07.2020 mit
Bescheid vom 26.08.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
10.09.2020 ab. Zur BegrÃ¼ndung verwies er auf einen Beschluss des SÃ¤chsischen
Landessozialgerichts vom 27.02.2017 im Verfahren L 7 AS 1281/16 B ER. Eine nicht
nachgewiesene HilfebedÃ¼rftigkeit gehe danach zu Lasten des Antragstellers.
Unter BerÃ¼cksichtigung der Angaben und Stellungnahmen kÃ¶nnten die
Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse bzw. das Vorliegen der materiell-
rechtlichen Voraussetzungen der HilfebedÃ¼rftigkeit nicht festgestellt werden.
Indessen wiederholte und vertiefte der Antragsgegner seine AusfÃ¼hrungen im
Bescheid vom 28.10.2019 zur seiner Meinung nach mangelnden Glaubhaftigkeit,
SchlÃ¼ssigkeit und Nachvollziehbarkeit der Einlassungen des Antragstellers. Wegen
deren Einzelheiten wird auf den Inhalt des angefochtenen Bescheides und die darin
in Bezug genommenen rechtsanwaltlichen AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsschreiben vom 08.09.2020 verwiesen.

Bereits am 07.09.2020 hatte der ProzessbevollmÃ¤chtigte des Antragstellers das
Sozialgericht Karlsruhe erneut um Eilrechtsschutz ersucht (S 12 AS 2637/20 ER). Er
meint, der Anordnungsanspruch bestehe, weil ihm Leistungen der Grundsicherung
nach dem SGB II materiell-rechtlich zustÃ¼nden. Er erfÃ¼lle alle
Anspruchsvoraussetzungen und habe diese auch ausreichend nachgewiesen. Der
Ablehnungsbescheid sei nicht bestandskrÃ¤ftig. Er sei schon deshalb rechtswidrig,
weil aus Sicht des Antragsgegners noch nicht feststehe, ob ein Leistungsanspruch
besteht oder nicht. Der Antragsgegner fÃ¼hre selbst aus, dass er dies mangels
Mitwirkung des Antragstellers nicht ermitteln kÃ¶nne. Insoweit komme hier
allenfalls eine Versagung nach Â§ 66 SGB I in Betracht. Im Ã�brigen habe er
insbesondere auch die HilfebedÃ¼rftigkeit nachgewiesen. Einkommen durch
Zahlungen von Verwandten seien ebenso wenig vorhanden wie VermÃ¶gen. Soweit
der Antragsgegner auf eine Verpflichtung zur Vorlage von KontoauszÃ¼gen
verweise, auf welche der Antragsteller mangels Kontovollmacht gar keinen Zugriff
habe, Ã¼berspanne der Antragsgegner die Anforderungen an die Beweislast. Im
Ã�brigen sei diese Forderung schon deshalb unverstÃ¤ndlich, weil in der
Mitwirkungsaufforderung die Vorlage von KontoauszÃ¼gen nur fÃ¼r den Fall
ausgesprochen werde, dass der Antragsteller selbst Zugriff auf das Konto habe.
Dass keine ZugriffsmÃ¶glichkeit bestehe, habe der Antragsteller aber erklÃ¤rt. Ein
Anordnungsgrund sei ebenfalls gegeben. Ohne Erlass einer einstweiligen Anordnung
sei die Existenzgrundlage des Antragstellers nicht sichergestellt. Der Antragsteller
beantragt,

den Antragsgegner im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihm
vorlÃ¤ufig ab dem 08.09.2020 bis zum Vorliegen eines bestandskrÃ¤ftigen
Verwaltungsakts Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende nach dem
SGB II in gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren.
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Der Antragsgegner beantragt,

den Antrag vom 07.09.2020 abzulehnen.

Er verweist auf den Inhalt der beigezogenen Verwaltungsakte sowie die
AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen Bescheiden.

2.

Der Antrag auf vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Eine einstweilige Anordnung ist zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug
auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG). Dies
setzt einen Anordnungsanspruch und einen Anordnungsgrund voraus (Wehrhahn in:
Breitkreutz/Fichte, SGG, 2. Aufl., Â§ 86b Rdnr. 58). Bei dem Anordnungsanspruch
handelt es sich um den in der Hauptsache verfolgten materiellen Anspruch
(Wehrhahn, a.a.O., Rdnr. 57). Die fÃ¼r den Anspruch erforderlichen Tatsachen
mÃ¼ssen mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit vorliegen. Sofern ein
anspruchsbegrÃ¼ndender Sachverhalt lediglich mÃ¶glich erscheint, genÃ¼gt dies
hingegen grundsÃ¤tzlich nicht; denn gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 S. 2 SGG i.V.m. Â§ 920
Abs. 2 ZPO ist der Anordnungsanspruch glaubhaft zu machen (Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl., Â§ 86b Rdnr. 16b; Krodel in:
Krodel/Feldbaum, Das sozialgerichtliche Eilverfahren, 4. Aufl., Rdnr. 357). Auch im
Eilverfahren gilt die Regelung des Â§ 103 S. 1 SGG, wonach das Gericht den
Sachverhalt von Amts wegen erforscht. Aufgrund des SpannungsverhÃ¤ltnisses
zwischen EilbedÃ¼rftigkeit und Amtsermittlung steht es aber im Ermessen des
Gerichts, ob und inwieweit es im Eilverfahren Beweis erhebt (Keller, a.a.O., Rdnr.
16a). Zumeist muss sich das Gericht auf bereits prÃ¤sente Beweismittel
beschrÃ¤nken (LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22.4.2016, L 9 KR 150/16 B
ER RG, Rdnr. 11 â�� nach Juris).

Ausgehend von den derzeit verfÃ¼gbaren Beweismitteln ist zwar mÃ¶glich, aber
unwahrscheinlich, dass der Antragsteller ab dem 08.09.2020 Arbeitslosengeld 2
beanspruchen kann.

Einen Anspruch auf Grundsicherungsleistungen haben nach Â§ 7 Abs. 1 SGB II
erwerbsfÃ¤hige Personen ab 15 Jahren, die hilfebedÃ¼rftig sind und ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.
HilfebedÃ¼rftig wiederum ist gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 1 SGB II, wer seinen
Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden
Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von
anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen,
erhÃ¤lt.

Nach Lage der Akten verfÃ¼gt der Antragsteller wahrscheinlich seit Langem Ã¼ber
erhebliches Einkommen, welches er wohl in der rechtswidrigen Absicht, sich um
existenzsichernde Leistungen zu bereichern, systematisch mithilfe seines
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zwielichtigen Arbeitgebers verdunkelt.

HierfÃ¼r sprechen zuvÃ¶rderst die vom Antragsgegner in den angefochtenen
Bescheiden dargelegten Zweifel an der PlausibilitÃ¤t der Angaben des
Antragstellers. Insbesondere erscheint die Darstellung lebensfremd, wonach er
angeblich fÃ¼r Ã¼bliche und gÃ¤ngige GeschÃ¤fte des tÃ¤glichen Lebens nicht auf
ein (Online-)Girokonto zugreife. Das Gericht erachtet es fÃ¼r ausgeschlossen, dass
er seit Jahren nie selbst Konto-Abbuchungen fÃ¼r private Versicherungen,
Festnetzkosten, Mobiltelefonkosten, Online-Bestellungen, etc. tÃ¤tigt. Es ist in
seinem Fall nicht plausibel, dass er nur auf das aktenkundige Bankkonto bei der
S.-Bank zugreifen kÃ¶nne. Von dort werden sÃ¤mtliche Gutschriften mehr oder
weniger postwendend auf ein Bankkonto seiner Mutter weitergeleitet, auf welches
angeblich weder der Antragsteller noch sein Bruder zugreifen kÃ¶nnen. Es leuchtet
aber nicht ein, warum der Antragsteller aus PraktikabilitÃ¤tsgrÃ¼nden kein eigenes
Online-Konto nutzen sollte. Seine Schilderung widerspricht in krasser Weise seinem
ansonsten angeblich flexiblen Umgang mit der hausÃ¤rztlich attestierten
WegeunfÃ¤higkeit. Danach wÃ¤re er offenkundig durchaus fÃ¤hig und gewillt, sich
mithilfe ihm bestens vertrauter elektronischer Datenverarbeitung an seine
krankheitsbedingt reduzierte MobilitÃ¤t anzupassen. Vorgeblich ist der Antragsteller
seit Jahren arbeitsvertragsgemÃ¤Ã� als Online-Journalist ausschlieÃ�lich am
hÃ¤uslichen Bildschirmarbeitsplatz tÃ¤tig. Der Antragsgegner bezweifelt daher
zurecht, dass der 42-JÃ¤hrige auch anderweitig als bislang aktenkundig die
MÃ¶glichkeiten der Digitalisierung erfolgreich nutzt, um trotz seiner
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu
kÃ¶nnen. Es ist nicht nachvollziehbar oder schlÃ¼ssig, aus welchen GrÃ¼nden der
Antragsteller nur in Bezug auf seine redaktionelle BerufstÃ¤tigkeit online aktiv sein
sollte.

Aller Lebenswahrscheinlichkeit nutzt er das Internet nicht weniger fÃ¼r die
Verwaltung seiner EinkÃ¼nfte und Ausgaben, um trotz seiner Gebrechen am
Zahlungsverkehr teilnehmen zu kÃ¶nnen. Dem hierzu widersprÃ¼chlichen
Vorbringen des Antragstellers ist in seiner bisherigen Gestalt daher kein Glauben zu
schenken. Viel wahrscheinlicher ist beispielsweise, dass der Antragsteller Ã¼ber
anderweitige ZugriffsmÃ¶glichkeiten auf eigenes oder fremdes VermÃ¶gen oder
Einkommen verfÃ¼gt, um GeschÃ¤fte des tÃ¤glichen Lebens ohne familiÃ¤re
UnterstÃ¼tzung seines hunderte Kilometer entfernt lebenden Bruders (ggfs. online)
vorzunehmen. HierfÃ¼r wÃ¤re beispielsweise denkbar, dass er selbst auf das Konto
seiner Mutter zugreifen kann, weil er die diesbezÃ¼glichen Zugangsdaten fÃ¼r
Online-VerfÃ¼gungen und/oder einer EC-Karte nebst Geheimzahl besitzt. Ebenso
kÃ¶nnte er die faktische VerfÃ¼gungsgewalt Ã¼ber eines oder mehrere andere
Konten im In- oder Ausland besitzen, auf welche neben den aktenkundigen
ZuflÃ¼ssen von Arbeitslosengeld 2 und Arbeitslohn auch andere EinkÃ¼nfte
unbekannter Art und HÃ¶he flieÃ�en.

Massive Zweifel an der Glaubhaftigkeit des Vorbringens des Antragstellers sind
auch deswegen gerechtfertigt, weil er zumindest teilweise seinen Lebensunterhalt
buchstÃ¤blich durch das berufsmÃ¤Ã�ige Verbreiten von VerschwÃ¶rungstheorien
und Fake News im Internet sichert. Er arbeitet seit Jahren als Online-Journalist der
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Firma A.. Die Firma stellt sich selbst Ã¶ffentlich als â��Alternative
Nachrichtenagenturâ�� dar (http://www.oberhessen-live.de/2014/09/23/der-hort-der-
wahren-wahrheiten). Der Antragsteller ist fÃ¼r A. als Redakteur des
werbefinanzierten Internetprojektes â��Extremnewsâ��
(https://www.extremnews.com/in-eigener-sache/â�¦ /) tÃ¤tig. â��Extremnewsâ��
verbreitet zahlreiche VerschwÃ¶rungstheorien und Fake News
(https://www.psiram.com/de/index.php/Extremnews).

Das Gericht muss bei der WÃ¼rdigung der aktenkundigen und Ã¶ffentlich
zugÃ¤nglichen Erkenntnisse Ã¼berdies einflieÃ�en lassen, dass der Nachweis einer
gefestigten, rechtsfeindlichen â��reichsbÃ¼rgerlichenâ�� Gesinnung regelmÃ¤Ã�ig
Zweifel an der Bereitschaft rechtfertigt, in gesetzlich geregelten Verfahren an der
behÃ¶rdlichen SachverhaltsaufklÃ¤rung mitzuwirken und hierbei umfassende und
zutreffende Angaben zu machen. Die (Welt-)Anschauungen der meisten
Organisationen der â��ReichsbÃ¼rgerâ�� und â��Selbstverwalterâ�� sind logisch
kaum nachvollziehbar, sie bilden sich meist in wirren bis skurrilen Theorien ab,
welche ein mangelndes VerstÃ¤ndnis des Rechtsstaates sowie eine grundsÃ¤tzliche
Bereitschaft, geltende Gesetze nichtanzuerkennen, zeigen (Bundesamt fÃ¼r
Verfassungsschutz: â��ReichsbÃ¼rgerâ�� und â��Selbstverwalterâ��.
Staatsfeinde, GeschÃ¤ftemacher, VerschwÃ¶rungstheoretiker. KÃ¶ln Dezember
2018).

Der Antragsteller ist sowohl beruflich als auch privat seit Jahren in exponierter
Stellung innerhalb der â��ReichsbÃ¼rgerszeneâ�� aktiv. Das Internetportal
â��Extremnewsâ��, fÃ¼r welches der Antragsteller als Online-Redakteur schreibt,
steht der sog. â��ReichsbÃ¼rgerbewegungâ�� und der Szene um die sog.
â��Kommissarische Reichsregierungâ�� nahe
(https://www.psiram.com/de/index.php/Extremnews#â�¦). Alleine eine Archivsuche
nach dem bÃ¼rgerlichen Nachnamen des selbsternannten Oberhauptes des
Fantasiestaates â��KÃ¶nigreich Deutschlandâ�� â�� Herr â�¦ â�¦ â�� auf der
Webseite von â��Extremnewsâ�� ergibt 102 Artikel von â��Extremnewsâ�� mit
namentlicher Nennung binnen weniger Jahre
(https://www.extremnews.com/search?q=â�¦&start=1&submit=). Der Antragsteller
selbst erscheint namentlich und mit eigenem Bild in zumindest einem Artikel von
â��Extremnewsâ�� Ã¼ber sein eigenes kommunalpolitisches Engagement in K.
(https://www.extremnews.com/berichte/politik/â�¦). In einem weiteren Artikel mit
dem Namen â��Es tut sich was im KÃ¶nigreich Deutschlandâ�� ist ein Video
eingebettet, in dessen Thumbnail der Antragsteller wiederzuerkennen ist, wÃ¤hrend
er augenscheinlich sehr aufmerksam unmittelbar neben dem selbsternannten
â��KÃ¶nigâ�� von Deutschland in dessen royaler Tracht weilt bzw. an dessen
Auftritt auf der BÃ¼hne mitwirkt
(https://www.extremnews.com/berichte/vermischtes/â�¦). Im Internetforum fÃ¼r
â��ReichsbÃ¼rgerâ�� wird ein im Namen des sog. â��KÃ¶nigreich Deutschlandâ��
vom Antragsteller verfasstes und an den VizeprÃ¤sidenten des Deutschen
Bundestages Oppermann gerichtetes Schreiben diskutiert
(https://forum.sonnenstaatland.com/index.php?PHPSESSID=â�¦).

Seine persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse hat der Antragsteller auch
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durch die schriftlichen BestÃ¤tigungen seines Bruders und die Vorlage von
Entgeltbescheinigungen seines Arbeitgebers nicht glaubhaft gemacht.

Die Belastbarkeit der Angaben eines Bruders ist im Rahmen der BeweiswÃ¼rdigung
wegen der familiÃ¤ren Verbundenheit nicht zwangslÃ¤ufig gewÃ¤hrleistet. Eine
eidesstattliche Versicherung des Bruders liegt hier Ã¼berdies nicht vor. Ohnehin
kommt der ErklÃ¤rung des Bruders vom 31.08.2020 wegen ihrer skurrilen
Gestaltung kein nennenswerter Beweiswert zu. Der Bruder distanziert sich darin
persÃ¶nlich vom ErklÃ¤rungsgehalt der Angaben zur Sache. Er kann fÃ¼r sie nicht
verantwortlich gemacht werden. Die Stellungnahme vom 31.08.2020 hat der Bruder
gerade nicht im eigenen Namen abgegeben. Umgekehrt hat er sich von ihrer
Urheberschaft ausdrÃ¼cklich distanziert. Neben seinem bÃ¼rgerlichen Namen gab
er sowohl im FlieÃ�text als auch bei der Unterschrift das Copyright-Symbol
(â��Â©â��) als Namenszusatz an und gab damit seine Stellungnahme im Namen
einer bloÃ�en Fantasieperson ab. Ausweislich des Schriftbildes seiner weiteren
schriftlichen Stellungnahme vom 13.08.2020 (Seite 152 der BehÃ¶rdenakte)
unterschreibt er keineswegs stÃ¤ndig derart. Ferner hat der Bruder am 31.08.2020
unmittelbar unterhalb der â��Unterschriftâ�� ein nicht allgemeingebrÃ¤uchliches
bzw. unverstÃ¤ndliches KÃ¼rzel (â��a.R.d.Pâ��) angefÃ¼gt. Auch dieses wertet
das Gericht als eine Art Vorbehalt nicht nÃ¤her bestimmbaren Inhalts. Vor dem
Hintergrund dieses Verhaltens ist die GlaubwÃ¼rdigkeit des Bruders stark
herabgesetzt. Sein schriftliches Gebaren gegenÃ¼ber dem Antragsgegner im
Schreiben vom 31.08.2020 deutet in der Gesamtschau wahrscheinlich darauf hin,
dass er demselben sog. â��ReichsbÃ¼rgerâ��-Milieu zuzurechnen ist wie sein
enger FamilienangehÃ¶riger. Als solche fÃ¼hlt er sich wohl nicht minder an
geltendes Recht und Gesetz gebunden als der hiesige Antragsteller selbst. Dies
mindert wiederum den Beweiswert seiner ErklÃ¤rung vom 13.08.2020 stark.
Ohnehin sind die kurzen Angaben in den ErklÃ¤rungen des Bruders nicht
hinreichend plausibel, anschaulich, nachvollziehbar, detailliert oder lebensnah, um
das Vorbringen des Antragstellers nennenswert zu stÃ¼tzen. Vielmehr erscheint
sein Vorbringen, neben der VollzeittÃ¤tigkeit beim Autohersteller und der
angeblichen allwÃ¶chentlichen zeit- und nervenraubenden Pendelei zwischen M.
â�� an der Grenze zu Polen â�� und K. â�� in Baden-WÃ¼rttemberg â�� auch noch
seit Jahren die HaushaltsfÃ¼hrung des wegeunfÃ¤higen und alleinstehenden
Antragstellers teilweise zu Ã¼bernehmen, ganz und gar unwahrscheinlich.

Die laufenden Entgeltbescheinigungen des Arbeitgebers Ã¼ber ein vermeintliches
Arbeitseinkommen in HÃ¶he von angeblich nur 100,- EUR monatlich tragen das
Vorbringen des Antragstellers ebenfalls nicht. Eine monetÃ¤re VergÃ¼tung in
dieser GrÃ¶Ã�enordnung wÃ¼rde seinen unzweifelhaften Verdiensten bei der
Verbreitung von Fake News und VerschwÃ¶rungstheorien nicht gerecht. Sie
widersprÃ¤che der besonderen Bedeutung der Kontakte eines auÃ�erordentlich gut
vernetzten Redakteurs. Der Antragsteller vermochte aufgrund seiner langjÃ¤hrigen
ZugehÃ¶rigkeit zur â��sog. ReichsbÃ¼rgerszeneâ�� ausweislich der oben
genannten Quellen sogar in den Genuss persÃ¶nlicher Begegnungen mit dem
selbsternannten â��KÃ¶nig von Deutschlandâ�� kommen. Die extensive
Berichterstattung Ã¼ber dessen AktivitÃ¤ten erscheint auf dem Markt der
Internetnachrichtenanbieter ein Alleinstellungsmerkmal von â��Extremnewsâ�� zu
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sein und zu den SÃ¤ulen dessen wirtschaftlichen Erfolges zu gehÃ¶ren. Gemessen
an der enormen Reichweite des Internetauftritts, den hiermit generierbaren
Werbeeinnahmen und der wirtschaftlichen Bedeutung der persÃ¶nlichen Kontakte
des Antragstellers ist nicht plausibel, dass er sich seine Dienste mit nur 100,- EUR
monatlich vergÃ¼ten lÃ¤sst. Die Abrede Ã¼ber eben diese LohnhÃ¶he im
Arbeitsvertrag von 2018 dissimuliert aller Wahrscheinlichkeit nach lediglich die
geheime Abrede Ã¼ber eine vielfach hÃ¶here Entlohnung und die weitern
ModalitÃ¤ten der Verdunkelung daheim bzw. online â��schwarzâ�� geleisteter
Mehrarbeit. Der Anschein einer bloÃ� geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung dient wohl
dazu, den Einkommens-Freibetrag nach Â§ 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II
auszuschÃ¶pfen.

Weitere Ermittlungen sind insofern von Amts wegen nicht geboten. Die
Verantwortlichen von â��Extremnewsâ�� entziehen sich gezielt einer rechtlichen
Inanspruchnahme. Sie treten im Rechtsverkehr ausweislich des Impressums von
â��Extremnewsâ�� derzeit presserechtlich unter dem Firmennamen â��Stiftung
Neue Perspektive Medienâ�� auf, welche in der 120 High Road, East Finchley, N2
9ED London, GroÃ� Britannien firmiert (https://www.extremnews.com/impressum/).
Unter derselben Anschrift sitzt die Firma â��Dâ�¦ Impressums-Serviceâ��. Auf diese
hatte â��Extremnewsâ�� in der Vergangenheit in ihrem Impressum direkt als
presserechtlich verantwortliches Unternehmen hingewiesen. Der â��â�¦
Impressums-Serviceâ�� hat seinerseits seinen Sitz in Uruguay, ist einschlÃ¤gig
dafÃ¼r bekannt, fÃ¼r Gerichte oder AnwÃ¤lte schwieriger erreichbar zu sein, wirbt
mit dem Slogan â��Keine Angst mehr vor der Abmahnung!â�� und wurde vom
rechtsgerichteten Blog â��Politaiaâ�� sowie weiteren deutschsprachigen Blogs aus
dem rechten Milieu verwendet (https://www.psiram.com/de/index.php/Extremnews).
Der weiterhin amtierende Chefredakteur von â��Extremnewsâ��, Herr â�¦ â�¦,
macht keinen Hehl daraus, dass die Verlegung der offiziellen Verwaltung ins
Ausland absichtlich erfolgt ist, um sich der juristischen Verantwortlichkeit zu
entziehen (https://www.oberhessen-live.de/2014/09/23/der-hort-der-wahren-
wahrheiten/).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
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